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Eine zeitgemäße Nutzung der digitalen 
Pflichtsammlungen ermöglichen! 
Ina Kaulen, Lars Jendral, Felix Geisler
Kaulen | Jendral | Geisler

❱ Die Arbeitsgemeinschaft der Regionalbibliotheken im 
Deutschen Bibliotheksverband setzt sich mit der im Som-
mer 2025 beschlossenen Bonner Erklärung1 dafür ein, 
die rechtlichen Bedingungen für die Sammlung und die 
Nutzung von digitalen Pflichtstücken so weiter zu ent-
wickeln, dass sie den Anforderungen der digitalen Welt 
entsprechen.

Entwicklung der Pflichtablieferung in 
Deutschland
Die Abgabe von gedruckten Publikationen an Biblio-
theken ist in der Bundesrepublik und ihren Vorgänger-
staaten bereits lang eingeübte Praxis, die sich historisch 
aufgrund des föderalen Charakters unterschiedlich wie 
ungleichzeitig entwickelt hat.2 Die rechtlichen Regelun-

1	 Arbeitsgemeinschaft der Regionalbibliotheken: Bonner Erklärung vom Juni 2025. https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:hbz:5:2-1550519 
2	 Zur Historie und zum aktuellen Stand der Pflichtsammlungen vgl. das Themenheft des Bibliotheksdienstes 58 (2024), H. 11. https://www.de-

gruyterbrill.com/journal/key/bd/58/11/html 
3	 Einen schnellen Überblick über die aktuellen Regelungen bietet: https://bibliotheksportal.de/ueber-bibliotheken/bibliothekslandschaft/pflicht-

exemplarregelungen/ 
4	 BVerfG, Beschluss vom 14.07.1981 – 1 BvL 24/78, Rn. 3. https://openjur.de/u/173088.html [abgerufen am 03.03.2026].

gen der Städte und Territorien reichen dabei in das 17. 
Jahrhundert zurück. Bis heute liegen die Kulturhoheit 
und damit auch die Pflichtgesetzgebung bei den 16 Bun-
desländern. Eine nationale Abgaberegelung – allerdings 
zuerst auf freiwilliger Basis – kommt erst 1913 mit Grün-
dung der Deutschen Bücherei in Leipzig zustande. In der 
heutigen Bundesrepublik existiert eine parallele Gesetz-
gebung des Bundes und der Länder, die eine Ablieferung 
von den in Deutschland erscheinenden Publikationen 
einerseits an die Deutsche Nationalbibliothek, anderer-
seits an die jeweils in den einzelnen Bundesländern emp-
fangsberechtigten Bibliotheken regelt. Die Vorgaben zur 
Abgabe von Pflichtexemplaren fanden sich je nach Bun-
desland ursprünglich meist in den Pressegesetzen, mitt-
lerweile häufig in eigenen Pflichtexemplargesetzen, Me-
dien- oder Bibliotheksgesetzen.3

Erfolgte die Abgabe von Exemplaren ursprünglich eher 
aus Zensurgründen und zur Privilegiensicherung der Ver-
leger (in einer Epoche ohne jedes Urheberrecht), dient 
die Ablieferungspflicht mittlerweile der Bewahrung des 
kulturellen Erbes. Möglichst lückenlos ist das publizierte 
Wissen in den zuständigen Bibliotheken zu sammeln, zu 
Informationszwecken bereitzustellen und für zukünftige 
Generationen zu bewahren. Nur die vom Bund und den 
Ländern erlassenen Abgaberegelungen stellen sicher, 
dass Werke zumindest in einem Exemplar erhalten blei-
ben.
Diese Praxis ist mit dem Beschluss des Bundesverfassungs-
gerichts vom 14.07.1981 höchstrichterlich abgesichert.

Sammeln, der Öffentlichkeit bereithalten und 
der Nachwelt überliefern
Das Bundesverfassungsgericht (kurz: BVerfG) hatte im 
Jahr 1981 Gelegenheit, im Beschlusswege darüber zu 
entscheiden, ob die gesetzliche Pflicht der Verleger zur 
Ablieferung von Belegstücken (Pflichtexemplaren) an 
staatliche Bibliotheken mit der Verfassung vereinbar 
ist.4 Gegenstand der Vorlage dieser Rechtsfrage an das 
oberste deutsche Verfassungsgericht war die Überprü-
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fung einer Vorschrift in einem Landesgesetz. Diese erwies 
sich zwar nach den Feststellungen des BVerfG als nach-
besserungsbedürftig, jedoch bot die Prüfung dem Ge-
richt Anlass zu grundlegenden Ausführungen und einer 
Abwägung zwischen den für eine Abgabepflicht strei-
tenden Grundrechtspositionen und den grundrechtlich 
verbürgten Eigentumspositionen der Verleger.5 Aufgrund 
dieser grundrechtlichen Ausführungen hat der Beschluss 
bis heute und über den Einzelfall hinaus Relevanz für 
eine Abwägung zwischen den vorgenannten Rechtsgü-
tern bei der Betrachtung der Ablieferung von Pflichtex-
emplaren. Das BVerfG kommt zu dem Ergebnis, dass die 
durch das Pflichtexemplarrecht verwirklichten Aufgaben 
und geschützten Rechtsgüter die damit einhergehenden 
Einschränkungen auf Seiten der Verleger oder anderer 
Anbieter bzw. Herausgeber von Publikationen regelmä-
ßig überwiegen. Es hat festgestellt, dass es sich bei der 
Pflicht, ein (in dem Fall: gedrucktes) Exemplar abzulie-
fern, nicht um eine Enteignung im Sinne von Art. 14 Abs. 
3 GG handelt, sondern um eine Ausgestaltung des Eigen-
tumsrechts als solchem. Dazu führt es aus: 

„Dieses [Anm. der Verfasserin: des Verlegers] Eigentum 
am Druckwerk ist schon bei seiner Entstehung mit der 
Verpflichtung zur Ablieferung eines Exemplars belas-
tet. […] Die Pflichtexemplarregelung ist somit eine 
objektivrechtliche Vorschrift, die in allgemeiner Form 
den Inhalt des Eigentums […] [an der] Gesamtheit al-
ler Druckstücke bestimmt.“6

„Vom Zeitpunkt seiner Publikation an entwickelt 
jedes Druckwerk ein Eigenleben. Es […] wirkt in 
das Gesellschaftsleben hinein. Damit wird es zu 
einem eigenständigen, das kulturelle und geistige 
Geschehen seiner Zeit mitbestimmenden Faktor 
(zur Parallele im Urheberrecht vgl. BVerfGE 31, 229 
[242] – Schulbuchentscheidung). Es ist, losgelöst 
von privatrechtlicher Verfügbarkeit, geistiges und 
kulturelles Allgemeingut.“ 7

Das Bundesverfassungsgericht unterstreicht die so-
ziale Bedeutung der literarischen Erzeugnisse und 
formuliert ein legitimes Anliegen, die literarischen 

5	 Das BVerfG benennt als grundrechtlichen Prüfungsmaßstab ausdrücklich das Grundrecht aus Art. 14 Abs. 1 S. 1GG, welches des Eigentumsrecht 
ist. Beschluss vom 14.07.1981 – 1 BvL 24/78, Rn. 43. https://openjur.de/u/173088.html [abgerufen am 03.03.2026].

6	 BVerfG, Beschluss vom 14.07.1981 – 1 BvL 24/78, Rn. 63, 64. https://openjur.de/u/173088.html [abgerufen am 03.03.2026].
7	 BVerfG, Beschluss vom 14.07.1981 – 1 BvL 24/78, Rn. 54. https://openjur.de/u/173088.html [abgerufen am 03.03.2026]. Hervorhebung durch 

Verfasserin.
8	 BVerfG, Beschluss vom 14.07.1981 – 1 BvL 24/78, Rn. 54. https://openjur.de/u/173088.html [abgerufen am 03.03.2026].
9	 BVerfG, Beschluss vom 14.07.1981 – 1 BvL 24/78, Rn. 54. https://openjur.de/u/173088.html [abgerufen am 03.03.2026].
10	 BVerfG, Beschluss vom 14.07.1981 – 1 BvL 24/78, Rn. 54. https://openjur.de/u/173088.html [abgerufen am 03.03.2026]. Hervorhebungen durch 

Verfasserin.
11	 Gesetz über die Deutsche Nationalbibliothek (DNBG) vom 22. Juni 2006 (BGBl. I S. 1338), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 1. Sep-

tember 2017 (BGBl. I S. 3346) geändert worden ist.
12	 Gesetz über die Ablieferung von Pflichtexemplaren an die Badische Landesbibliothek in Karlsruhe und die Württembergische Landesbibliothek 

in Stuttgart (Pflichtexemplargesetz). Vom 3. März 1976. Mit Änderungen vom 30. Mai 1978, 6. Juni 1983, 23. Juli 1993 und 12. Februar 2007.

Erzeugnisse „dem wissenschaftlich und kulturell In-
teressierten möglichst geschlossen zugänglich zu 
machen und künftigen Generationen einen umfas-
senden Eindruck vom geistigen Schaffen früherer 
Epochen zu vermitteln.“ 8 Das Gericht weist zudem 
darauf hin „…daß die Allgemeinheit mit der Errich-
tung und Unterhaltung der Staatsbibliotheken ei-
nen bedeutenden Beitrag zur Erreichung des mit 
dem Pflichtexemplarrecht verfolgten kulturpoliti-
schen Zieles leistet.“9 Anders gesagt: Über die Finan-
zierung der Bibliotheken aus staatlich generierten 
Einnahmen trägt auch die Gesellschaft ihren finan-
ziellen Anteil bei, nicht nur die Ablieferungspflich-
tigen.
Von zeitlosem Gehalt und prägender Aussagekraft ist 
die Formulierung der Zwecke der Ablieferungspflichten 
durch das Bundesverfassungsgericht. Diese bestehen, so 
das BVerfG, darin, 

„das gesamte innerhalb des Landes erscheinende 
Schrifttum vollständig zu sammeln, der Öffentlichkeit 
bereitzuhalten und der Nachwelt zu überliefern.“10 

Aus ihnen ergibt sich die Legitimation sowie ableitend 
der gesetzliche Auftrag der Pflichtexemplarbibliotheken.

Die gesetzliche Etablierung der  
elektronischen Pflicht
Der Beschluss des Bundesverfassungsgerichts bezog sich 
auf das Pflichtexemplar in gedruckter Form, doch dem 
Medienwandel entsprechend wurde die Abgabepflicht 
im weiteren Verlauf sukzessive auf andere Publikations-
formen wie z.B. Tonträger und elektronische Datenträ-
ger ausgeweitet. Einen deutlichen Einschnitt bildete das 
Aufkommen originär online verbreiteter Publikationen 
und Formate. Um auf diesem Gebiet keine nachhaltigen 
Überlieferungslücken entstehen zu lassen, bestand drin-
gender Bedarf, die entsprechenden Gesetze und Verord-
nungen dem technischen Wandel anzupassen. Vorreiter 
war dabei die Deutsche Nationalbibliothek mit ihrem 
Gesetz von 2006,11 im Folgejahr regelte Baden-Württem-
berg12 als erstes Bundesland die elektronische Abliefe-
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rungspflicht. Danach verabschiedeten alle Bundesländer 
mit derzeit zwei Ausnahmen13 Gesetze zur Etablierung 
der E-Pflicht auch auf Landesebene.14

Amtsdruckschriften und andere amtliche 
Publikationen
Meist unabhängig von den gesetzlichen Regelungen zur 
Pflichtablieferung ist die Abgabe von als amtlich anzuse-
henden Veröffentlichungen über gesonderte Verordnun-
gen festgelegt. In einem von der Kultusministerkonferenz 
(kurz: KMK) herausgegebenen Mustererlass von 2006 
sollte schon frühzeitig die Abgabe der Veröffentlichungen 
allein in elektronischer Form etabliert werden. Bereits 2004 
hatte Rheinland-Pfalz in einer Verwaltungsvorschrift15 die 
Sammlung amtlicher Publikationen zusätzlich in der on-
line verbreiteten Form vorgeschrieben, in welche Websi-
tes explizit eingeschlossen waren. Hiernach sind die emp-
fangsberechtigten Bibliotheken neben der Speicherung 
und Erschließung berechtigt, die Medienwerke „dauerhaft 
der Öffentlichkeit online zur Verfügung“ zu stellen.16

Neben der vorstehend dargestellten Einräumung von 
Online-Nutzungsrechten durch die erlassende Stelle be-
steht auch im Anwendungsbereich des § 5 Urheberrechts-
gesetz (kurz: UrhG)17 für Pflichtexemplarbibliotheken 
die Möglichkeit einer Bereitstellung in öffentlich 
zugänglichen Netzen, wenn es sich um solche amtlichen 
Veröffentlichungen handelt, die nach § 5 Absatz 1 oder 
Absatz 2 UrhG nicht dem Urheberrecht unterliegen.18

Amtliche Werke und Amtsdruckschriften als  
Pflichtexemplare

Für amtliche Werke im Sinne des § 5 UrhG gilt, dass 
diese urheberrechtsfrei sind.19 Das sagt aber nichts 

13	 Bayern und Mecklenburg-Vorpommern.
14	 Siehe Fußnote 2.
15	 Verwaltungsvorschrift der Landesregierung vom 14.12.2004. In: Justizblatt Rheinland-Pfalz 59 (2005), H. 4, S.77-78.
16	 Ähnlich auch Hamburg: Die Anordnung über die Abgabe amtlicher Druckschriften an öffentliche
	 Bibliotheken (Senatsbeschluss aus dem Jahre 2009) sieht unter III ebenfalls die Einräumung eines Rechts zur öffentlichen Zugänglichmachung 

vor. https://www.sub.uni-hamburg.de/fileadmin/redaktion/Bibliotheken_2016/Anordnung_Amtsdruckschriften_HH.pdf
17	 https://www.gesetze-im-internet.de/urhg/__5.html [abgerufen am 06.03.2026].
18	 Allerdings kann insbesondere § 5 Absatz 2 UhrG auslegungsbedürftig sein, ob es sich um eine amtliche Publikation im Sinne der Vorschrift 

handelt.
19	 Hierzu ausführlich bei Kaulen, Ina, Die Bestände öffnen: Urheberrechtliche Werkzeuge kennen und nutzen, in: ZfBB, Jahrgang 70 (2023), S. 84, 

86f.. Verfügbar unter: https://doi.org/10.3196/186429502070233 [abgerufen am 10.03.2026].
20	 Um nur ein Beispiel zu nennen: In Hamburg besagt die Anordnung über die Abgabe amtlicher Druckschriften an öffentliche Bibliotheken, 

Senatsbeschluss im Verfügungswege vom 9. Juli 2008, unter Ziffer III: „…wird den in Abschnitt 1 genannten Bibliotheken das Recht zur öffent-
lichen Zugänglichmachung eingeräumt, sofern der Herausgeber dies nicht ausdrücklich einschränkt“. 

21	 Gesetz über die Ablieferung von Pflichtexemplaren in Nordrhein-Westfalen (Pflichtexemplargesetz Nordrhein-Westfalen). Vom 29. Januar 2013, 
§ 4 Abs. 6. Mittlerweile KulturGB NRW, § 59 Abs. 2. Ähnliche Fassungen auch in Rheinland-Pfalz und Berlin.

22	 SächsPresseG. Vom 3. April mit Änderungen vom 8. Dezember 2008 und 17. Dezember 2013. Ähnlich auch Niedersachsen, das Saarland, Schles-
wig-Holstein und das Bremische Bibliotheksgesetz, die allerdings auf unkörperliche Medienwerke abzielen, z.B. BremBibG vom 28. März 2023: 
https://www.gesetzblatt.bremen.de/fastmedia/218/2023_04_17_GBl_Nr_0044_signed.pdf .

23	 Dirk M. Steinert wertet das Pflichtexemplarrecht als Lex specialis, mit der abweichende Regelungen zum Urheberrecht zu legitimieren seien, s: 
Die Ablieferungspflicht für Netzpublikationen und ihre urheberrechtlichen Implikationen. In: Recht, Bibliothek, Dokumentation: RBD 45 (2015) 
H. 1, S. 27-39.

über mögliche Datenschutz- oder andere Rechts-
fragen aus. Für Amtsdruckschriften gibt es in den 
Bundesländern Regelungen, die besagen, dass die 
Behörde der sammelnden Bibliothek das Recht zu 
deren Bereitstellung im Internet einräumt.20 Auch 
Amtsdruckschriften können indes Bestandteile ent-
halten, deren dauerhafte Verwendung sich nach-
träglich als rechtswidrig erweist, zum Beispiel Bil-
der in einem Gemeindeflyer, für die nur eine zeitlich 
begrenzte Lizenz eingeholt wurde, oder personen-
bezogene Daten, für deren Verwendung der Zweck 
entfallen ist. Die in den vorherigen Absätzen ge-
schilderten Szenarien können daher Bibliotheken 
nicht nur bei den Ergebnissen kulturellen Schaffens, 
sondern auch bei amtlichen und eindeutig für eine 
Kenntnisnahme durch die Öffentlichkeit bestimm-
ten offiziellen Verlautbarungen treffen.

Zu den Nutzungsmöglichkeiten finden sich in den er-
wähnten ersten Gesetzen zur E-Pflicht der DNB oder in 
Baden-Württemberg dagegen keine Aussagen. Erst im 
Pflichtexemplargesetz von Nordrhein-Westfalen von 
2013 wird eine Nutzung in den Räumen der Bibliothek 
festgeschrieben.21 Die Beschränkung auf den Zugang al-
lein in den Räumlichkeiten wird im selben Jahr erstmals 
im Sächsischen Gesetz über die Presse22 aufgehoben. In  
§ 11 Abs. 9 wird die Bibliothek berechtigt, sowohl ana-
loge wie digitale Pflichtexemplare für die Benutzung be-
reitzustellen. 
Ungeklärt ist bislang die Frage, ob die Nutzungsmoda-
litäten in einem Landesgesetz rechtssicher festzulegen 
sind, da die Regelungsbefugnis in Fragen des Urheber-
rechts beim Bund respektive der EU liegen.23
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Aktuelle Nutzungsszenarien
Faktisch stehen derzeit die elektronischen Pflichtsamm-
lungen in der Regel nur in den Lesesälen der empfangs-
berechtigten Bibliotheken zur Verfügung, mitunter wer-
den sie sogar nur an einzelnen Leseplätzen angeboten, 
die keinen Download erlauben. 

„Reisen bildet“, aber schließt auch aus 

Die Interessierten müssen demnach in vielen Fällen 
in die Bibliothek kommen, um sich die Inhalte der 
elektronischen Pflichtexemplare anzusehen. Dies 
führt, von den allgemeinen Unannehmlichkeiten 
aller betroffenen Personen und den ökologischen 
Aspekten einmal abgesehen, für Menschen aus dem 
ländlichen Raum oder mit körperlichen (Mobilitäts-)
Beeinträchtigungen zu einer spürbaren Hürde und 
mag sie veranlassen, ihr grundrechtlich verbürgtes 
Informationsrecht nicht auszuüben. § 16a Absatz 2 
DNBG24, auf dessen Inhalte sich aufgrund eines Ver-
weises in § 21 DNBG auch die Regionalbibliotheken 
der Länder berufen können, enthält kein Recht der 
öffentlichen Zugänglichmachung, sondern lediglich 
die Erlaubnis für ein sogenanntes Zitationsarchiv im 
Auftrag eines Nutzers oder einer Nutzerin.

Ein trauriges Beispiel für die derzeitigen Nutzungsmo-
dalitäten bietet die E-Paper-Sammlung der DNB, die 
vom Großteil der Regionalbibliotheken mitgenutzt wird. 
Grundgedanke dieser Kooperation ist der Verzicht der 
Regionalbibliothek auf eine eigene Datenhaltung. Dafür 
erhält sie Fernzugriff auf die E-Zeitungen der DNB-Samm-
lung, die in ihrem Zuständigkeitsbereich erscheinen. Al-
lerdings ist in der Regel nur der Einzelzugriff an beson-
ders zu schützenden Rechnern im Lesesaal der Bibliothek 
möglich, die jeden Download oder das Kopieren einzel-
ner Passagen verhindern und allenfalls einen seitenwei-
sen Papierausdruck erlauben. Da die Ausgaben ohnehin 
erst mit siebentägigem Verzug eingearbeitet werden, ist 
der praktische Nutzen sehr begrenzt.
Dass diese Art des Zugriffs sich in keiner Weise mit der 
Erwartungshaltung einer an zeit- und ortsunabhängigen 

24	 https://www.gesetze-im-internet.de/dnbg/__16a.html [abgerufen am 16.03.2026].
25	 z.B.: Singla, Priyanka / Tsang, Siny / Mazzeffi, Michael / Jones, Lucy Carr / Denton, Andrea H. / Elkassabany, Nabil: Impact of transition of medical 

journals from print to online-only on their scholarly performance, in: Scientometrics, 129 (2024) H. 5, S. 2855-2866. https://doi.org/10.1007/
s11192-024-04998-1 

26	 Vgl. schon die Bundesregierung, die in der Begründung zum Entwurf des UrhWissG ein „Geändertes Nutzungsverhalten durch Digitalisierung 
und Vernetzung“ konstatiert. BT.-Drs. 18/1232918, Seite 20. https://dserver.bundestag.de/btd/18/123/1812329.pdf [abgerufen am 20.03.2026].

27	 Siehe zum geänderten Nutzungsverhalten auch die Ausführungen der Bundesregierung in der Begründung zum Entwurf des UrhWissG: „Der 
schnelle Zugriff auf wissenschaftliche Beiträge ist zum Standard geworden; der Gang in die Bibliothek und der Griff zum Buch werden häufig 
dadurch ersetzt, dass Wissenschaftler am Arbeitsplatz und selbst auf Reisen digitale Kopien, wissenschaftliche Online-Datenbanken oder das 
Internet nutzen.“ BT.-Drs. 18/1232918 auf Seite 20. https://dserver.bundestag.de/btd/18/123/1812329.pdf [abgerufen am 20.03.2026].

 Zugriff gewöhnten digital geprägten Gesellschaft verein-
baren lässt, zeigen die folgenden Ausführungen.

Wissenschaftliches Arbeiten im Online-Zeitalter 
und die E-Pflicht
Das Pflichtexemplar dient nicht ausschließlich der wis-
senschaftlichen Nutzung – es wird auch zur privaten In-
formation, zur Weiterbildung und ähnlichen Zwecken ge-
nutzt. Am Beispiel des wissenschaftlichen Arbeitens las-
sen sich aber besonders gut die Vorteile einer besseren 
Zugänglichkeit für den Nutzer illustrieren.
Hierbei handelt es sich um einen strukturierten Prozess, 
der von der präzisen Literaturrecherche über das kritische 
Lesen bis hin zum korrekten Zitieren reicht. Der Zugang 
zu den Volltexten wird hauptsächlich über den Print-Be-
stand in Bibliotheken, Open-Access-Datenbanken oder 
von den Bibliotheken lizenzierte kommerzielle Daten-
banken ermöglicht, gelegentlich auch durch den Kauf 
von Einzelstücken. Dabei werden Netzpublikationen ins-
gesamt häufiger gelesen und rezipiert als Printpublikati-
onen – wie zahlreiche Studien belegen25 – insbesondere 
wenn vom selben Werk beides zur Verfügung steht.26 Au-
ßerdem sind – je nach Vertrag – durch Bibliotheken und 
Institute lizenzierte Online-Medien zudem im Remote 
Access zugänglich, also von zu Hause, von unterwegs 
oder vom Arbeitsplatz des Forschenden bzw. Studieren-
den nutzbar.27 Sie können (nach Begriffen) durchsucht 
werden, ihnen können wörtliche Zitate oder Bildzitate 
mit Hilfe der „Copy & Paste“-Funktionen des Rechners 
oder Browsers entnommen werden, was den oben be-
schriebenen Prozess des wissenschaftlichen Arbeitens 
und Zitierens erheblich erleichtert. Eine vollumfängliche 
Nutzung bieten im Open Access erschienene Netzpub-
likationen, beginnend mit der Durchsuchbarkeit über 
Webbrowser, Direktzugriff auf den Volltext und digitaler 
Zitierfähigkeit ohne die Notwendigkeit, einer lizenzge-
benden Einrichtung angehören zu müssen.
Print-Publikationen, die im Rahmen geltender Pflichtex-
emplargesetze eingesammelt werden, können den Nut-
zenden durch die Bibliotheken im Lesesaal bereitgestellt 
werden, nach Hause oder über die Fernleihe entliehen 
werden. Genaueres bestimmt die einzelne Einrichtung 
in ihrer Benutzungsordnung. Diese sieht üblicherweise 
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 besondere Regelungen für gefährdete Bestände vor, z.B. 
wegen ihrer außergewöhnlichen Beschaffenheit, enthal-
tener Beilagen, o.ä. 
Der physische Charakter der Medien determiniert aber 
generell ihre Nutzung: Zugriff besteht immer auf den 
kompletten Titel, für jeweils nur einen Nutzer zur glei-
chen Zeit, mit allen Rechten entsprechend der Schran-
kenregelungen des Urheberrechtsgesetzes. Das schließt 
auch Vervielfältigungen (kleiner Mengen) ein, die pau-
schal durch eine Kopiergeräteabgabe an die VG Wort, ge-
deckt werden.28

Der Zugriff auf Netzpublikationen, die im Rahmen der E-
Pflicht eingesammelt werden und nicht im Open Access 
erschienen sind, ist dahingegen nur sehr eingeschränkt 
möglich. Derzeit ist in vielen Fällen die Verwendung pa-
rallel erschienener Printausgaben für die Nutzer sogar 
komfortabler! 

Für gedruckte Werke tritt mit dem Inverkehrbringen 
durch den Rechteinhaber, z.B. den Verlag, die soge-
nannte Erschöpfung ein.29 Da das Recht, ein Werk-
stück zu verleihen, zum urheberrechtlichen Verbrei-
tungsrecht zählt, ist auch das Verleihrecht erschöpft. 
Erschöpfung bedeutet, dass der Rechteinhaber sein 
Verbreitungsrecht ausschöpfen konnte, indem er 
das Werkstück in den Verkehr gebracht hat. Auf die 
weitere Zirkulation des konkreten Werkstücks kann 
er keinen Einfluss mehr nehmen. Das Werkstück darf 
verliehen (oder auch verkauft) werden, ohne dass 
der Rechteinhaber dazu seine Erlaubnis geben muss.

Die Rechteinhaber gehen dabei nicht leer aus. Sie 
erhalten über verschiedene Abgaben, die an die Ver-
wertungsgesellschaften zu zahlen und von diesen 
auszuschütten sind, indirekte Vergütungen für diese 
Nutzungen des Werkstücks. Eine direkte Vergütung 
für das Verleihen durch Bibliotheken erhalten sie in 
Form der Bibliothekstantieme,30 die durch die Län-

28	 Dies regelt § 54c UrhG: https://www.gesetze-im-internet.de/urhg/__54.html. Für das Verleihen von verkörperten Werkexemplaren erfolgt die 
Vergütung zusätzlich in Form der Bibliothekstantieme gemäß § 27 Abs. 2 und 3 UrhG , die an die Verwertungsgesellschaften abgeführt wird 
(§ 27 Abs. 2 Satz 1 UrhG: „Für das Verleihen von Originalen oder Vervielfältigungsstücken eines Werkes, deren Weiterverbreitung nach § 17 
Abs. 2 zulässig ist, ist dem Urheber eine angemessene Vergütung zu zahlen, wenn die Originale oder Vervielfältigungsstücke durch eine der 
Öffentlichkeit zugängliche Einrichtung (Bücherei, Sammlung von Bild- oder Tonträgern oder anderer Originale oder Vervielfältigungsstücke) 
verliehen werden) […]“. https://www.gesetze-im-internet.de/urhg/__27.html [beide abgerufen am 20.03.2026].

29	 § 17 Absatz 2 UrhG: https://www.gesetze-im-internet.de/urhg/__17.html [abgerufen am 09.03.2026].
30	 § 27 Abs. 2 Satz 1 UrhG, s.o. Fn. 25. Die Höhe der Bibliothekstantieme wird zwischen dem Bund, den Ländern und den Verwertungsgesellschaf-

ten in einem Gesamtvertrag festgelegt. Zuletzt ist dies mit dem Gesamtvertrag über die Abgeltung der Ansprüche nach § 27 Abs. 2 UrhG aus 
Juni 2022 erfolgt. https://www.bibliotheksverband.de/sites/default/files/2022-07/GesamtV_%C2%A727_Abs2_UrhG_2022_unterzeichnet.pdf 
[abgerufen am 20.03.2026].

31	 § 60e Absatz 4 Satz 1 UrhG. https://www.gesetze-im-internet.de/urhg/__60e.html [abgerufen am 09.03.2026].
32	 Die Bundesregierung hat in der Begründung zum UrhWissG darauf hingewiesen, dass die fehlende Zugriffsmöglichkeit auf elektronische 

Ressourcen auch bei den Rechteinhabern zu weniger Einnahmen führt: „Zugleich haben Digitalisierung und Vernetzung die Möglichkeiten 
der Schöpfung, Verbreitung und die Nutzung urheberrechtlich geschützter Inhalte erheblich verändert. Diesen Veränderungen werden die 
bestehenden Schrankenbestimmungen zugunsten von Unterricht, Forschung und Institutionen nicht mehr gerecht: Zeitgemäße Nutzungen 
unterbleiben daher teilweise entweder ganz, oder aber geschehen rechtswidrig – auch zum Nachteil der Rechtsinhaber, die in beiden Fällen 
keine angemessene Vergütung erhalten.“ BT.-Drs. 18/1232918 (15.05.2017) auf Seite 20: https://dserver.bundestag.de/btd/18/123/1812329.pdf 
[abgerufen am 20.03.2026].

der für ihre Bibliotheken an die VG Wort gezahlt wird.
Für elektronische Medien, also in aller Kürze gespro-
chen solche, die nicht in einem konkreten Werkstück 
verkörpert verbreitet wurden, tritt nun aber nach 
allgemeiner Rechtsmeinung keine Erschöpfung ein. 
Das heißt das Verleihrecht bleibt dem Rechtein-
haber beim Inverkehrbringen von Werken in einer 
elektronischen Medienform vorbehalten. Während 
ein gedrucktes Pflichtexemplar aufgrund der ein-
getretenen Erschöpfung verliehen werden darf wie 
andere Bestandswerke auch, ist das Verleihen eines 
als Pflichtexemplar abgelieferten E-Books ohne Er-
laubnis nicht möglich. Diese Medien dürfen dann nur 
nach Maßgabe der gesetzlichen Erlaubnisse bereit-
gestellt werden. Diese sind für Bibliotheken in § 60e 
Absatz 4 UrhG geregelt: „Zugänglich machen dürfen 
Bibliotheken an Terminals in ihren Räumen ein Werk 
aus ihrem Bestand ihren Nutzern für deren Forschung 
oder private Studien.“31 Ein ortsunabhängiger Zugriff 
oder ein Verleihen sind nicht vorgesehen.32

Sollen die elektronischen Medien aber nicht nur in einer 
Art „Dark Archive“ für den Ernstfall vorgehalten werden, 
sondern dem wissenschaftlichen Arbeiten im oben aus-
geführten Sinne dienen, muss es Nutzungsmöglichkeiten 
geben, die über einen Zugriff an einem Einzelarbeitsplatz 
in den Räumen der Bibliothek hinausgehen. Der Einzel-
platz ist nach dieser Definition ein sogenannter „Termi-
nal-PC“ ohne Speichermöglichkeit und ohne Zugriff auf 
das Internet, aber gegebenenfalls mit einer Möglichkeit, 
einige Seiten auszudrucken (aber maximal 10-15 Prozent 
eines Werkes entsprechend den Vorgaben der §§ 60a ff. 
UrhG). Ein Äquivalent zur Fernleihe auf diese Bestände ist 
derzeit nicht gegeben. Mehr als dieser sehr limitierte Ein-
zelzugriff ist nach dem geltenden Recht kaum möglich, 
könnte jedoch, den Willen des Gesetzgebers vorausge-
setzt, durchaus geregelt werden. Dafür ist ein weiterge-
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hender Eingriff in die Verwertungsrechte des Urhebers33 
bzw. der von ihm mit der Verbreitung und Wahrnehmung 
der Rechte betrauten Verlage bzw. Informationsanbieter 
notwendig. Dieser muss verhältnismäßig ausgestaltet 
sein, also z.B. auf die Nutzergruppe der Bibliothek be-
schränkt bleiben und ggfs. durch einen finanziellen Be-
trag abgegolten werden – vergleichbar der Kopiergeräte-
abgabe bei physischen Medien. Er darf jedoch nicht vom 
„Good Will“ der einzelnen Anbieter abhängen, er müsste 
für alle Rechteinhaber gleichermaßen erfolgen. 
Das Recht der öffentlichen Zugänglichmachung, also das 
Recht, etwas für einen Fernzugriff anderer Art als durch 
Verleihen zur Verfügung zu stellen, erschöpft sich nicht. 
Für eine Bereitstellung für Personen zu einer Online-Nut-
zung ist daher eine Lizenz34 vonnöten, wenn keine ge-
setzliche Erlaubnis existiert.
Im Kontext der aktuellen Entwicklungen um Künstliche In-
telligenz wäre eine Nutzung der regionalen und nationalen 
Textspeicher (bzw. Medienspeicher) für Large Language 
Models bzw. für Datenanalysen wünschenswert. Auch 
dafür sollte es eine Lösung geben, die keine Einzelver-
tragsverhandlungen mit Rechteinhabern erfordert, son-
dern eine pauschale Abgeltung ermöglicht. Nur so ließe 
sich das gesammelte und veröffentlichte Wissen für die 
Menschheit vollumfänglich nutzbar machen. Bibliotheken 
könnten dabei die Rolle des Bewahrers von Qualität und 
Integrität übernehmen, Verlage und Informationsanbieter 
hätten ein zusätzliches Sicherheitsnetz für ihre Daten.

Haftung: Das Damoklesschwert des Alltags
Selbst in den Fällen, in denen die Bibliothek elektronische 
Pflichtexemplare mit Erlaubnis des Erstveröffentlichers 
im Zugriff über das Internet bereitstellen kann, begegnet 
sie in der Praxis oft Hindernissen. Vielen ist nicht bekannt, 
dass die Bibliothek für etwaige Rechtsverletzungen in ih-
ren Bestandswerken nicht verantwortlich ist; dass Betrof-
fene sich dafür an den Erstverbreiter wenden müssen.35 
So werden Bibliotheken mit dem Anliegen konfrontiert, 
Publikationen nicht nur wieder aus dem Internetzugriff 
zu entfernen, sondern diese sogar ganz oder in Teilen zu 
löschen. Eine Vernichtung oder inhaltliche Manipulation 
von Pflichtexemplaren unterliegt indes nicht der Ent-
scheidungshoheit der Bibliotheken. Sie haben den ge-

33	 Der Gesetzgeber ist aufgerufen, bei der Ausgestaltung des Urheberrechts einen Ausgleich zwischen den urheberrechtlichen (Eigentums-)po-
sitionen und den Interessen der Gesellschaft vorzunehmen, vgl. beispielsweise in der Begründung der Bundesregierung zum Entwurf des Urh-
WissG auf Seite 19: „Eine wesentliche Maxime des Urheberrechts ist der faire Interessenausgleich zwischen den Rechtsinhabern und Nutzern.“ . 
BT.-Drs. 18/1232918: https://dserver.bundestag.de/btd/18/123/1812329.pdf [abgerufen am 20.03.2026].

34	 Lizenzen werden bei der Ablieferung von elektronischen Pflichtexemplaren teilweise auch eingeräumt. Jedoch ist dies immer eine Einzelfall-
entscheidung des Ablieferers.

35	 Vgl. OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 23.07.2010, Az.: OVG 5 S 11.10, Rn. 21 und 22. https://openjur.de/u/282779.html [abgerufen am 
15.02.2026].

36	 https://www.gesetze-im-internet.de/ddg/BJNR0950B0024.html [abgerufen am 10.03.2026].
37	  Beschluss vom 23.07.2010, Az.: OVG 5 S 11.10, Rn. 21 und 22: https://openjur.de/u/282779.html [abgerufen am 15.02.2026].
38	 In Anlehnung an eine Regelung wie die in § 7 DDG (s.o.): https://www.gesetze-im-internet.de/ddg/BJNR0950B0024.html [abgerufen am 

10.03.2026].

setzlichen Auftrag, das kulturelle Schaffen zu bewahren.
Teilweise werden gegenüber Bibliotheken, in Unkennt-
nis ihrer lediglich dienenden Rolle, Schadenersatzan-
sprüche geltend gemacht. Diesen lässt sich zwar mit 
rechtlichen Argumenten entgegentreten, jedoch ent-
stehen den Bibliotheken dadurch Rechtsverteidigungs-
kosten oder Arbeitsaufwand, die in ressourcenknappen 
Zeiten besonders schmerzlich zu Buche schlagen. Eine 
einfachgesetzliche Norm, die ähnlich wie die Haftungs-
regelungen in § 7 Digitale Dienste Gesetz (kurz: DDG)36 
klarstellt, dass Bibliotheken erst ab Kenntnisnahme der 
in einem Werk aus ihrem Bestand enthaltenen Verlet-
zungen von Rechten Dritter haften, könnte hier Erleich-
terung schaffen. 
Die Entscheidung über die Inhalte trifft der Erstverbrei-
ter. Er ist derjenige, der allein die Rechtmäßigkeit be-
urteilen kann. Dies gilt sowohl für nachträglich auftre-
tende wie auch für von vornherein vorhandene Rechts-
widrigkeit der Inhalte. Wie das OVG Berlin-Brandenburg 
in seiner Entscheidung vom 23.07.2010 prägnant aus-
geführt hat, dürfen Nachverbreiter wie Buchhandlun-
gen und auch Bibliotheken darauf vertrauen, dass der 
Erstverbreiter die ihn treffenden Prüfpflichten erfüllt 
und die Publikation rechtskonform ausgestaltet hat.37 
Was für Bestandswerke im Allgemeinen gilt, gilt für 
Pflichtexemplare erst recht. Über deren Anschaffung 
und Aufnahme in den Bestand entscheidet die Biblio-
thek noch nicht einmal selbst. Sie trifft keine Auswahl, 
sondern erfüllt ihren gesetzlichen Auftrag. Wenn sie 
ein solches Exemplar nun mit Erlaubnis des Erstverbrei-
ters für die Öffentlichkeit bereithält, benötigt sie Ver-
lässlichkeit, dass ihre Haftung bis zum Zeitpunkt ihrer 
konkreten Kenntnisnahme enthaltener Rechtsverlet-
zungen begrenzt ist.38 Alles andere käme einer Vorab-
Prüfpflicht aller Bestandswerke gleich. 

Mit dem Sammeln allein ist es nicht getan
Die vorstehend genannten Rechtsunsicherheiten können 
den unintendierten Effekt haben, dass Bibliotheken den 
Zugriff auf Pflichtexemplare stark einschränken, obwohl 
sie dazu rechtlich gar nicht verpflichtet wären. Um den 
Bibliotheken Rechtssicherheit zu geben und ihre sach-
lichen, personellen und finanziellen Ressourcen bei der 
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Durchführung dessen, was das Bundesverfassungsge-
richt als Zwecke des Pflichtexemplarwesens beschreibt, 
nämlich das Sammeln, der Öffentlichkeit bereithalten 
und der Nachwelt überliefern39, planbar zu machen, 
wünschen sich die Regionalbibliotheken Unterstützung 
des Gesetzgebers. Nützlich erscheint eine gesetzlich ver-
ankerte Haftungsregelung, die der des Notice-and-take-
down-Prinzips40 nachempfunden ist. Im Hinblick auf ur-
heberrechtliche Nutzungsbefugnisse wäre eine klare und 
einheitliche Erlaubnisregelung wünschenswert. Hiervon 
würden letztlich alle profitieren, die zu wissenschaftlicher 
oder privater Forschung, zur Erkundigung über staatliche 
Vorgänge, zur Referenzierbarkeit und zum Zugang zu 
verlässlichen Quellen die Pflichtexemplarbestände nut-
zen – und dies auch gerne tun würden, ohne sich vor Ort 
in die Bibliothek begeben zu müssen.

39	 BVerfG, Beschluss vom 14.07.1981 – 1 BvL 24/78, Rn. 54: https://openjur.de/u/173088.html [abgerufen am 03.03.2026].
40	 Notice and take down ist die schlagworthafte Beschreibung einer erst nach der Kenntnisnahme („notice“) von Rechtsverletzungen einsetzenden 

Störerhaftung. Entfernt („take down“) der Verbreiter einen fremden Inhalt nach Kenntniserlangung der Rechtswidrigkeit unverzüglich, liegt eine 
Pflichtverletzung nicht vor, wenn er vor Kenntnis keine Prüfpflichten hatte. Damit bestehen gegen ihn auch keine Unterlassungs- oder Schaden-
ersatzansprüche. Vgl. dazu: Bundesgerichtshof (BGH), Urteil vom 27. März 2012 – VI ZR 144/11, Rn. 18 und 19: https://www.bundesgerichtshof.de/
SharedDocs/Entscheidungen/DE/Zivilsenate/VI_ZS/2011/VI_ZR_144-11.pdf?__blob=publicationFile&v=1 [abgerufen am 20.03.2026].

41	 BVerfG, Beschluss vom 14.07.1981 – 1 BvL 24/78, Rn. 54: https://openjur.de/u/173088.html [abgerufen am am 03.03.2026].
42	  Vgl. für einen schnellen Überblick: https://de.wikipedia.org/wiki/Drei-Stufen-Test_(Urheberrecht). [abgerufen am 16.03.2026].

Der Weg zu einer Neuregelung der 
Nutzungsmodalitäten
In den vorstehenden Beschreibungen aus der Praxis ist 
wiederholt angeklungen, dass die geltende Rechtslage 
es den für die Sammlung von Pflichtexemplaren zustän-
digen Bibliotheken schwer macht, dem im Beschluss des 
BVerfG zum Ausdruck gebrachten Teil ihrer Aufgabe, 
ebendiese „der Öffentlichkeit bereitzuhalten und der 
Nachwelt zu überliefern“41 nachzukommen. In verschie-
denen multinationalen Urheberrechtsabkommen fin-
det sich mit dem urheberrechtlichen Dreistufentest ein 
speziell auf die Eingriffe in das Urheberrecht durch ge-
setzliche Erlaubnisse (oder auch: Urheberrechtsschran-
ken) abgestimmtes Abwägungsinstrument.42 Der Bun-
desgesetzgeber hat diesen Dreistufentest in Bezug auf 
die Erlaubnis für Pflichtexemplarbibliotheken aus § 16a

Zentrale Punkte der Bonner Erklärung

• Für die sammelnden Einrichtungen sollte 
Rechtssicherheit geschaffen werden bei Ur-
heberrechtsverstößen in den abgelieferten 
Pflichtexemplaren, um effiziente Workflows 
und stärker automatisierte Verfahren zu er-
möglichen.

• Bestehende Regelungen zu den urheber-
rechtlich erlaubten Nutzungen (insbesondere 
§§16a, 21 DNBG) sowie für Amtliche Werke auf 
der Grundlage von § 5 UrhG sind zu überprüfen 
und zu erweitern.

• Im Internet frei zugängliche Dokumente und 
Websites sollten auch in der archivierten Fas-
sung von der Bibliothek online zur Verfügung 
gestellt werden können. Das gilt insbesondere 
für Veröffentlichungen amtlicher und öffentli-
cher Träger, um staatliches Handeln dauerhaft 
nachprüfbar zu dokumentieren und dem Trans-
parenzgedanken Rechnung zu tragen.

• Der Gesetzgeber sollte klarstellen, dass Ins-
titutionen, die im öffentlich-rechtlichen Auf-
trag Kulturgut bewahren und bereithalten, 
von einer Haftungsprivilegierung (sog.“notice 
and take down“) profitieren, wie sie in Artikel 
4 oder 6 der Verordnung (EU)2022/2065 vor-
gesehen ist. Dies würde den Bibliotheken die 
erforderliche Rechtssicherheit geben und Haf-
tungsansprüche zu Lasten der Bibliotheken 
und ihrer Trägerinstitutionen vermeiden.

• Die Länder sollten ihre Rechtsgrundlagen 
zur Ablieferung der Pflichtexemplare und 
Amtlichen Veröffentlichungen überprüfen 
und erforderlichenfalls modernisieren bzw. 
neu schaffen, damit sie den Anforderungen 
der digitalen Gesellschaft entsprechen.

Ein fairer Ausgleich mit den Interessen der Ab-
liefernden ist dabei zu berücksichtigen.
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des Gesetz über die Deutsche Nationalbi-
bliothek (kurz: DNBG)43 angewendet.44 Die 
Vorschrift erlaubt es unter anderem, elek-
tronische Publikationen im Wege des so
genannten Web-Harvesting selbst aus dem 
Internet einzusammeln und diese dabei 
auch zu vervielfältigen, sowie die öffentliche 
Zugänglichmachung sogenannter Zitations-
archive. Wie der Gesetzgeber in der Geset-
zesbegründung zu § 16a DNBG mitteilt, hat 
er eine Übereinstimmung dieser Vorschrift 
mit den EU-rechtlichen Vorgaben festge-
stellt.45

Für Bildungszwecke findet sich in Art. 5 der 
DSM-Richtlinie46 ein interessanter Ansatz, 
nach dem die Mitgliedsstaaten die digitale 
Verwendung von urheber- oder leistungs-
schutzrechtlich geschützten Materialen er-
lauben können, sofern diese dabei lediglich 
„in dem Maße genutzt werden […], soweit 
das zur Verfolgung nicht-kommerzieller Zwe-
cke gerechtfertigt ist.“ Diese Nutzung darf 
nicht nur vor Ort erlaubt werden, sondern 
auch „in einer gesicherten elektronischen 
Umgebung“. Eine vergleichbare Regelung 
würde die aktuellen Probleme lösen, denen 
die Pflichtexemplarbibliotheken aus rechtli-
chen Gründen bei der Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben begegnen. Diese werden in den 
Kernforderungen der Bonner Erklärung deut-
lich formuliert (siehe Seite 262). ❙

43	  https://www.gesetze-im-internet.de/dnbg/__16a.html [abgerufen am 16.03.2026].
44	 Gesetzesbegründung zum (DNBG) vom 15.05.2017, BT-Drucksache 18/12329, S. 49f.: https://dserver.bundestag.de/btd/18/123/1812329.pdf [ab-

gerufen am 04.03.2026]. 
45	 Aus der Gesetzesbegründung zum (DNBG) vom 15.05.2017, BT-Drucksache 18/12329, S. 49f.: „Indem die Befugnisse der Pflichtexemplarbi-

bliotheken ausdrücklich aufgezählt werden, wird zugleich dem Dreistufentest aus Artikel 5 Absatz 5 InfoSoc-RL 2001/29/EG genüge getan, 
wonach insbesondere die Ausnahmen und Beschränkungen auf bestimmte Einzelfälle begrenzt sein müssen.“ https://dserver.bundestag.de/
btd/18/123/1812329.pdf [abgerufen am 04.03.2026]. 

46	 Richtlinie (EU) 2019/790 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2019 über das Urheberrecht und die verwandten Schutz-
rechte im digitalen Binnenmarkt und zur Änderung der Richtlinien 96/9/EG und 2001/29/EG: https://eur-lex.europa.eu/eli/dir/2019/790/oj [ab-
gerufen am 16.03.2026].
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